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Ein neuer ſozialiſtiſcher Vorſt
Fernruf Amt Kurfürſt Nr. 6209

oß
Die Kbſage an die Rechtskoalition Das Schickſal des Reichstags beſiegelt?

2. Leſung des Schutzgeſetzes im Reichstag
Der ſozialdemokratiſche Beſchluß

w. Berlin, 10. Juli.Jn der Fraktionsſitzung der Sozialdemokra-
tüſchen Partei von heute nachmittag wurde folgende Ent
ſchließung gefaßt:

Die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion erklärt, daß die
zum Schutz der Republik zu beſchließenden Geſetze nur von
einer entſchieden republikaniſchen Regierung
durchgeführt werden können. Die Deutſche Volks
partei hat bis in die letzte Zeit in ihrer Bekämpfung einer
Reihe wichtiger Regierungsvorlagen die notwendige Rückſicht auf
das Jnterefſſe des Staates und die Bedürfniſſe der breiten Volks
maſſen vermiſſen laſſen. Sie hat erſt nach der Ermordung Rathe-
naus die Vorlage über die Getreideumlage abge-
lehnt. Unter dieſen Umſtänden würde die Einbeziehung
der Deutſchen Volkspartei in die Regierungs
kaplition bei den breiteſten republikaniſchen Maſſen das Ver
trauen auf die Abſicht, das Geſetz zum Schutz der Republik ener
giſch durchzuführen, aufs tiefſte erſchüttern. Für die ſozialdemp-
kratiſche Reichstagsfraktion kommt daher die Mitarbeit in
einer nach rechts erweiterten Regierung nicht in
Frage.

Dieſe eßung zeigt einigermaßen deutlich den Weg,
den die Sozialdemokratie nach allem gehen muß, mag ſie wollen
oder nicht. Die große Koalition nach rechts iſt damit ſo gut wie
geſcheitert, und es bleibt nur die nach links übrig, ein Umſtand,
der nach den letzten Ereigniſſen kaum mehr annehmbar ift, da
man in jenen Kreiſen keine erweiterte Koalition unter der jetzi

n Regierung haben will, ſondern den Sturz der Regierung,g. uflöſung und eine Arbeiterregierung propagiert.
Sollte aber dennoch die S. P. D., wie ſie es beabſichtigt, die
bürgerlichen Koalitionsparteien auffordern, dem Eintritt der
U. S. P. in die Koalition beizuſtimmen, ſo würde ſich eine neue
Schwierigkeit ergeben. Darüber wird folgendes aus Berlin ber Beide Fragen, das Schutzgeſetz ſowohl wie die Regie

rungsumbildung in dem Sinne zu löſen, wie die Sozialiſten
es fordern, iſt für die bürgerlichen Parteien gänglich ausge
ſchloſſen. Die beiden bürgerlichen Koalitionsparteien, das
Zentrum und die Demokraten, bei denen auf der nichtſozialiſti-
ſchen Seite die Entſcheidung liegt. ſind bei den Ausſchuß-
beratungen bis an die Grenze gegangen, wo Zugeſtändniſſe an
fangen, Selbſtaufgabe zu werden. Es iſt kaum anzunehmen,

ſie dieſe Grenze überſchreiten. Sie brächten auch, wenn ſie
ſich dem ſozialiſtiſchen Diktat unterwerfen würden, ein vergeb-
liches Opfer. Sie brächten dies Opfer nicht dem Vaterlande,
ſondern auf dem Altar des neuen Tempels S. P. D. U. S. P. D.
Die Auflöſung des Reichstages könnten ſie vielleicht! da
durch verhindern, ſie würden aber einen andauernden, weit
ſchlimmeren Auflöſungsprogeß einleiten: Die Zerſtörung der
Mitte, zu der ſie ſelbſt gehören.

Nach alledem darf man die heutige (Dienskag-) Sitzung des
Reichstages mit Spannung erwarten, da man annehmen muß,
daß die Entſcheidung fällt, nachdem geſtern (Montag) bereits die
zweite Leſung des eſetzes begonnen hat.

Die Lage iſt außerordentlich ernſt, das darf fich das Bürger
tum nicht verhehlen, denn, gelingt der Linken ihr Vorhaben, ſo
haben wir nicht mit der S. P. D. und U. S. P. zu rechnen, ſondern
mit den Kommuniſten, die die ſo geſchaffene Lage für
ihre ſtaatsvernichtenden Ziele ausnutzen werden. Das
Bürgertum muß ſich endlich aufraffen, um der Straße eine feſte
Front entgegenzuſtellen, denn es geht um Sein oder Richtſein.

Sitzungsbericht des Reichstages
w. Berlin, 10. Juli.

Die Sitzung wird 5,15 Uhr nachmittags eröffnet.
Die Jnterpellationen der Deutſchnatio-

nalen über Aufruhrin Thüringen und der Deutſchen
Volkspartei über die Vorkomm niſſe in Darmſtadt wer-
den innerhalb der geſmabigen Friſt beantwortet werden.

Erſte Beratung des Jnitiativgeſetzes der Sozialdemokraten,
des Zentrums und der Rechten über Bezüge von Sozial-
rentnern:

Abg. Hoch (Soz.) begründet den Entwurf, der die Reichs
verſicherung dahin abändert daß neue Lohnklaſſen ge
bildet und die Leiſtungen bei den Jnvaliden, Alters- und Witwen
xenten um jährlich 3000 Mark erhöht werden.

Abg. Karſten (U.) bemängelt, daß die im Entwurf gefor
derten Rentenſätze immer noch zu niedrig bemeſſen ſind. Auch
ſpreche das Geſetz viel zu lange Bedingungen aus. Unter
keinen Umſtänden dürfen die Einnahmen der Landesverſiche
rungsanſtalten zur Theſaurierung verwendet werden.

Ein Vertreter der Reichsregierung r das allgemeine
Einverſtändnis der Regierung mit dem Entwurf.a weiteren neführungen der Abgg. Malzahn (K.)
und e i er Zwickau (Soz.) wird der Geſetzentwurf in
zweiter Leſung angenommen mit einer Aenderung, welche die
Unterſtütz un von Rentenempfängern durchre nahmen erleichtert, Ebenſo wird der
Entwurf in dritter Lefung angenommen.

Ein Geſetzentwurf über die Ermächtigung zu Zoll-
erhöhungen wird dem Volkswirtſchaftlichen Ausſchuß über
wieſen.e folgt die zweite Beratung des Entwurfes eines Geſetzes

zum Schutz der Republik

Abg. Dr. Bell (Z.) erſtattete den Bericht des Rechtsaus-
ſchuſſes. S 1 iſt das Kernſtück der Vorlage. Er richtet ſich mit
den ſchärfſten Beſtimmungen gegen die Geheimorganiſationen,
die als Mörderzentralen charakteriſiert ſind. Es iſt aber
lediglich von dem Beſtrebungen der Organiſa-
tionen die Rede, damit tatſächlich verfolgte Beſtrebungen ent-
ſcheidend ſind, nicht ſatzungsgemäße Ziele. Der Ausſchuß hat
aber die früheren Mitglieder einer republikaniſchen Regierung
außerhalb dieſes Schutzes geſtellt. Jm Falle einer begangenen
oder verſuchten Tötung wird jeder, der zur Zeit der Tat an der
Vereinigung oder der Verabredung beteiligt war und ihre Be
ſtrebungen kannte, mit dem Tode oder mit lebens-
länglichem Zuchthaus beſtraft. Jm Paragraphen
über die Begünſtigung der Täter iſt beſtimmt, daß die
allernächſten Angehörigen zur Ermöglichung der Strafloſigkeit
bemüht geweſen ſein müſſen, den Täter zum Austritt aus der
Verbindung zu veranlaſſen. Es genügt nicht, wenn ſie ſich dar
auf beſchränkt haben, ihn lediglich von der Teilnahme an der
geplanten Tötung abzubringen. Es wird nicht jede Be
ſchimpfung oder Verleumdung eines Regie
rungsmitgliedes unter Strafe geſtellt, wobei
die Mitglieder früherer republikaniſcher Re-
gierungen überhaupt ausgeſchaltet ſind, ſondern
es muß auch das Tatbeſtandmerkmal hinzutreten, daß
durch dieſe Beſchimpfung oder Verleumdung die Republik her
abgewürdigt wird. Ferner hat der Ausſchuß die Abweiſung be
ſchloſſen, daß den Verurteilten der Aufenthalt in beſtimm
ten Heimen oder an beſtimmten Orten des
Reiches auf die Dauer bis zu 5 Jahren w. r werden
kann. Bei Ausländern iſt dagegen auf Ausweiſung
aus dem Reichsgebiet zu erkennen. er Staatsgerichts-
hof ſtellt ſich nicht als ein nach der Reichsverfaſſung unſtatt
haftes Gericht dar. Er ift lediglich ein Sondergericht wie
die Gewerbe Kaufmanns- und Wuchergerichte. Somit liegt
in den Beſtimmungen des Staatsgerichtshofes keine Verfaſſungs-
änderung. Eine beſondere Berückſichtigung des Laienelements
iſt dadurch erreicht, daß 5 Laienrichtern nur 2 Juriſten
gegenüber ſtehen. Jn Anbetracht der beſonders ſchwierigen
Verhältniſſe in Bayern erſcheint es als eine Staatsnot-
wendigkeit, tunlichſt den berechtigten Wünſchen der
bahriſchen Regierung zu entſprechen, ſoweit dies mit
den Zielen des Geſetzes in Einklang zu bringen iſt. Andererſeits
müſſe auch von allen Ländern die gebotene Rückſicht auf das
Reich erwartet und Verſtändnis für die ſchwierige Aufgabe ver-
langt werden, die das Reich zur Sicherung ſeines Beſtandes zu
erfüllen habe. Der Reichsjuſtizminiſter hat zwar Bedenken, die
Anhörung als zwingende Vorſchrift in das Geſetz aufzunehmen,
ſelbſtverſtändlich werde aber der Reichsgerichtspräſident über die
Tunlichkeit der Ernennung gehört werden. Bei der Ernennung
der Laienrichter werde ebenfalls dafür geſorgt werden, daß die
verſchiedenen Länder und Landesteile vertreten ſeien. Die
Ausweiſungsvorſchrift für Mitglieder ehe-
mals regierenden Familien iſt s ne Tann worden.
Auch ſoll die Beſtimmung, daß Mitglieder ſolcher Familien die
ihren Wohnſitz im Auslande haben, das Reichsgebiet nur mit
Erlaubnis der Reichsregierung betreten dürfen, dahin abge

ändert werden, daß der Paragraph nur in Anwendung kommt,
falls die Beſorgnis gerechtfertigt iſt, daß das Wohl der
Republik gefährdet iſt; ev. iſt Aufenthaltsbeſchränkung
innerhalb Deutſchlands zugelaſſen. Der Redner ſchloß mit
dem Hinweis, daß die außerordentich geſpannte Situation eine
unverzügliche Entſcheidung erfordere und empfahl
die Annahme der Ausſchußbeſchlüſſe.

Freiherr Geſandter von Preger: Der Geſetzentwurf verfolgt
den Zweck, Angriffe auf die verfaſſungsmäßige
Staatsform mit den ſchärfſten Maßnahmen zu be-
kämpfen. Auch die bayeriſche Regierung ſtimmt dieſer Ab-
ſicht grundſätzlich zu. Auch ſie hält eine Verſchärfung der be-
ſtehenden Vorſchriften in dieſer Richtung für geboten. Sie
hält jedoch den Geſetzentwurf in der vorliegenden Form nicht für
annehmbar, da er in den Strafdrohungen weit über das zur
Erreichung des geſetzten Zieles notwendige Maß hinausgehe. Er
enthält in dem Staatsgerichtshof ein nach der Verfaſſung nicht
zugelaſſenes Ausnahmegericht, das in die Zuſtändigkeit der
Länder tief eingreift und überdies in ſeiner Zuſammen-
ſetzung auf eine bedenkliche Politiſierung der Strafrechtspflege
hinausläuft. Der Entwurf unterwirft das ganze Vereins und
Verſammlungsrecht und auch die Freiheit der Preſſe tief ein
ſchneidenden Beſchränkungen. Durch die Ausnahmebeſchlüſſe
iſt zwar ein Teil der Bedenken gemildert, immerhin iſt ein Teil
grundlegender Beſtimmungen beibehalten worden oder noch
verſchärft, die es Bayern unmöglich machen, dem Geſch
entwurf in dieſer Faſſung zuzuſtimmen. Bahern wird
eine Reihe von Anträgen vorlegen, die geeignet wären, wenig-
ſtens die allerſchwerſten Bedenken zu beſeitigen.

Die Weiterberatung über dieſen Gegenſtand erfolgt morgen.
Das Geſetz über die Pflichten der Beamten zum

Schutz der Republik ſoll nach Vorſchlag des Präſidenten
dem Rechtsausſchuß überwieſen werden. Ein Antrag Schiele
(Dn.), die Beratungen am Mittwoch ohne Ausſchußberatungen
vorzunehmen, wird abgelehnt.

Abg. Deglerk (Dn.) erklärt den Entwurf für ſeine Parte
als unannehmbar, da er den Verfaſſungsbruch
verankere.

Das Geſetz geht ſodann an den Rechtsausſchuß.
Morgen nachmittag 2 Uhr: zweite Leſung des Geſetzes zum

Schutz der Republik und Amneſtiegeſetz. Schluß nach 8 Uhr.
x

Jn dem Bericht über den Abſchluß der zweiten Leſung des
Geſetzentwurfes zum Schutz der Republik wurde irrtümlich mit-
geteilt, daß der Antrag, der ſich auf die Zuſammenſetzung des
Staatsgerichtshofes bezog, einſtimmig angenommen wurde. Ein

der Mitglieder des Rechtsausſchuſſes ſtimmte gegen dieſen
ntrag.

Eine Beruhigungspille
w. Berlin, 10. Juli.

Entgegen anderslautenden Gerüchten erfahren wir, daß die
Berliner Gewerkſchafts kommiſſion morgen
keine Demonſtrationen plant.

Die Valutakataſtrophe
Wer trägt die Schuld

w. Londvon, 10. Juli.
Lloyd George hatte geſtern eine lange Unterredung mit

Chamberlain, in der auch die durch den Sturz der Mark ge
ſchaffene Lage beſprochen wurde. Dieſe Frage wird den
Blättern zufolge auch das Kabinett in ſeiner nächſten Sitzung
beſchäftigen.

„Daily Expreß“ verlangt, daß anſtelle des Verſailler
Vertrages ein neuer Friedensvertrag geſchloſſen
werde. Die Männer von 1919 hätten im Dunkeln gearbei-
tet und hätten nicht wiſſen können, wie das Nachkriegseuropa
ausſehen würde, heute aber wüßten ſie es. Das Blatt hofft, daß
Harding nach den Novemberwahlen die Signatarmächte des
Verſailler Vertrages zu einer Konferenz nach Waſhing-
ton einlade, um einen neuen Vertrag abzuſchließen.

„Daily Chronicle“ ſchreibt in einem Leitartikel über die
Politik in der Reparationsfrage und anderen Fragen: Trotz der
gewonnenen Erfahrungen und trotz des Rates der Finanz-
männer hat Frankreich die Bedingungen des Finanzkomi-
tees, laut denen die Reparationszahlungen Deutſchlands ſeiner
Leiſtungsfähigkeit angepaßt werden ſollten, verworfen und da
durch die internationale Anleihe zu Fall gebracht. Auch unſer
eigenes Jnduſtrieſchutzgeſetz bildet ein Hindernis für die deutſche
Zphiun gekaäpigtetn Unter ſolchen Umſtänden muß
die Mark ihren Niedergangfortſetzen. Die Lehre
iſt hart, aber wir hoffen, daß fie für diejenigen, die ſich um
wirtſchaftliche Geſetze bekümmert haben, nicht verloren iſt. Wir
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müſſen das Vertrauen wiederherſtellen. Dies kann nur geſche
hen, wenn die Gläubiger vernünftig ſind.

„Obſerver“ ſagt: Der Zuſammenbruch der Mark iſi
ſo plötzlich erfolgt und ſo vollſtändig, daß die Banken es vielleicht
bald ablehnen werden, ſich überhaupt mit deutſchen Zahlungsmit-
tein zu befaſſen. Die Schuld an der Entwertung der
Mark iſt nicht Deutſchland, ſondern ſeinen Gläu-
bigernzuzuſchreiben. Die Rückſicht auf uns und auf die
Welt zwingt uns, darauf zu beſtehen, daß das Reparations
problem nicht länger unerledigt bleibt. Die letzte
Ausſicht auf Barzahlungen durch Deutſchland iſt geſchwunden. Die
Abwärtsbewegung des deutſchen Kurſes iſt die Folge des Zu-
ſammenbruchs der Bankierkonferen z. Weitere Fol-
gen müſſen eintreten, wenn nicht Frankreich durch den plötzlichen
Blick in den Abgrund gewarnt ſich bereiterklärt, ein vernünf-
tiges entſchiedenes Wort zu ſprechen.

Der Pariſer Korreſpondent der „Times“ ſchreibt: Noch nie
habe ich eine ſo peſſimiſtiſche Stimmung in den höchſten franzö-
ſiſchen Bankkreiſen gefunden wie jetzt, wo man den Bankerott
Oeſterreichs erwartet, wo der kataſtrophale Sturz
der Mark die Notwendigkeit nicht nur eines vollſtändigen Mora-
toriums für einige Jahre, ſondern auch Maßnahmen zur Verhin-
derung des völligen Zuſammenbruchs Deutſchlands beweiſt. Wenn
auch die Finanzpolitik Deutſchlands ſcharf kritiſiert wird, ſo iſt es
doch bemerkenswert, daß niemand nach Strafmaßnahmen
Nach Anſicht der Finanzkreiſe ift das eingige, was hendie Trhöhung der Katurailieferun e n. Epäter wird
man vielleicht noch Zwangsmaßnahmen berengen Aber m

Augenblick ift angeſichts dieſer Kriſe die Stimmung Frankreichs
ſo, daß man auf Anſprüche verzichtet und es für beſſerhält, nach Mitteln zur Abhilfe zu ſuchen

Jn ihrem Leitartikel ſchreibt die „Times“: Man ſei der An
ſicht, daß der Sturz er Mark durch eine Gruppe deutſcher Ju
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Deutſchland höchſt optimiſtiſch geſtimmt.

r n und Finangrerre verurſace worden ſei, die daraus
Profit hätte ziehen wollen, aber jetzt ſelbſt die Kontrolle über die
Entwicklung der Kurſe verloren hätte.

Der diplomatiſche Berichterſtatter des „Daily Telegraph“
hält eine baldige Zuſammenkunft der alliierten
Finanzminiſter und der Reparationsſachverſtän-
digen et unvermeidlich. Hierbei würden vielleicht mit Rückſicht
darauf. der Sturz der Mark auch andere Länder, nicht nur
im Weſten ſondern auch im Oſten und Südoſten Europas in Mit
leidenſ ziehe, noch einige andere Signatarmächte des Ver
ſailler ertrages zur Teilnahme eingeladen werden als die, die
im allgemeinen im Oberſten Rat vertreten ſind. Jnfolge des
Zuſammenbruches der deutſchen Mark würden die Alliierten viel
leicht das Bankierkomitee einladen, anſtatt im Herbſt
ſchon jetzt zuſammenzutreten und ihm Vollmachten ge
ben n aller Einzelheiten des Reparationsproblems. An
geſichts der Folgen eines Mißerfolges des Komitees werde
Frankreich vielleicht dem Komitee volle Freiheiten in ſeinen
Beratungen laſſen.

Der Waſſhingtoner Berichterſtatter der „Morningpoſt“ erklärt,
er höre von zuverläſſiger Seite, ein Ein greifen der ame
rikaniſchen Regierung anläßlich der deutſchen Kriſe ſei
unmöglich. Der einzig mögliche Schritt ſei der eines pri v a
ten Beiſtandes; hierbei ſei zu bedenken, daß Morgan nach
Paris gekommen ſei, um an einem ſolchen Plan mitzuarbeiten,
daß dieſer Plan aber erfolglos geblieben ſei, da die Hilfsquellen
Deutſchlands, die die unentbehrliche Sicherheit für eine auslän-
diſche Anleihe bieten müſſen, bereits verpfändet ſeien.

w. Paris, 10. Juli.
Eine Autorität im Wirtſchafts- und Finanzlehen Frank

reichs erklärte dem Vertreter des „Excelſior“, es ſei eine merk
würdige Selbſttäuſchung, wenn man ſich vorſtelle, daß
die Deutſchen Frankreich in Bar bezahlenkönnten. Auch die Franzoſen hätten nach 1871, in der Zeit,
wo ſie allein vom Kriege in Mitleidenſchaft gezogen waren, und
die anderen Nationen nicht wie heute mit zahlloſen Schwierig-
keiten zu kämpfen gehabt hätten, und wo infolgedeſſen Frank
reich an ihren Kredit hätten appellieren können, von der Ge
ſamtentſchädigung von 5 Milliarden nur 650 Millionen in bar
bezahlt, und zwar 273 Millionen in Gold, 2389 Millionen und
138 Millionen in franzöſiſchen Banknoten bzw. Wertpapieren.
Frankreich bezahlte den Reſt, d. h. 4 Milliarden 248 Millionen
in Wechſeln. Man müſſe alſo ſich ſelbſt und das Publikum an
den Gedanken gewöhnen, daß man aus der Sackgaſſe, worin man
ſtecke, nur durch Sachlieferungen herauskommen werde.
Mittels des Wiesbadener Abkommens tat Frankreich auf dieſem
Wege den erſten Schritt. Es ſei zu wünſchen, daß das Ab
kommen ſo bald wie möglich durchgeführt werde. Hiervon hänge
das beiderſeitige Heil Frankreichs und Deutſchlands ab.

Der optimiſtiſche Amerikaner
Paris, 10. Juli.

Nach einer Meldung der „Chicago Tribune“ aus Newyork
erklärte der frühere amerikaniſche Botſchafter in Berlin Ge
rard, der vorgeſtern aus Europa in Amerika angekommen iſt,
er ſei in Bezug auf den Ausgang der Dinge in

Nach ſeiner
Anſicht hätten die Deutſchen aus der ruſſiſchen Lektion Nutzen
gezogen. Er nehme an, daß der Zuſammenbruch nicht erfolgen
werde, gebe jedoch zu, daß die Verhältniſſe in Deutſchland
außerordentlich ſchlecht ſeien.
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Der Kampf der Saarbeamten unter der
Völkerbundsregierung

Nach Artikel 49 der Friedensbedingungen von Verſailles
kat Deutſchland auf die Regierung des Saargebietes zugunſten
des Völkerbundes verzichten müſſen. Der Völkerbund läßt
nach Kapitel II S 16 der Anlage zu Artikel 50 das Gebiet durch
eine Regierungskommiſſion verwalten. Nach 15 Jahren ent-
e r Völkerbund unter Berückſichtigung des Ergebniſſes

r von der Bevölkerung vorgenommenen Abſtimmung, unter
welche Souveränität das Gebiet zu ſtellen iſt.

Da es den Franzoſen beim Friedensſchluß nicht gelang,
ſich das Gebiet einzuverleiben, verſuchen ſie jetzt, die Franzöſie
rung allmählich durchzuführen. Dagegen kämpfen die Saar-
bewohner und mit ihnen die Saarbeamten einen ſchweren
Kampf. Alle Verſammlungen, Proteſte, Denkſchriften an den
Völkerbund waren bisher vergebens. Ebenſo vergebens waren
die Verhandlungen der Saarbeamten mit der Regierungs
kommiſſion des Saargebiets um die ihnen nach dem Friedens-
vertrag zuſtehenden Rechte. Der Kampf führte im Auguſt 1920
zu einem Streik der Beamten und Arbeiter der Reichs
Staats und Gemeindebetriebe und Arbeiter, zur Verhängung
des Belagerungszuſtandes und zur Ausweiſung von vielen den
Franzoſen mißliebigen Perſonen.

Frau Ellſe
39] Die Geſchichte einer Ehe.

Von L. v. Rohrſcheidt.
„Er iſt ſehr beſchäftigt mit dem Dienſt, dem Jagd

reiten; außerdem macht er Frau Herma, die wieder bei
ihren Eltern iſt, den Hof,“ erwiderte Elſe. „Jch glaube, es
ſoll mich kränken, aber ich bemerkte es gar nicht; erſt die
Neckereien der anderen machten mich aufmerkſam.“

„Solche gedankenloſe Spielerei, die iſt immer erlaubt,“
meinte Rainer bitter. „Ob ſie der Frau Herzweh macht
oder nicht, iſt ganz gleich. Aber wenn man ſein Leben hin
werfen möchte, weil man es nicht mit der Geliebten ver
einen kann, das iſt „Sünde“.

„Es iſt Sünde! Aber ſchön war es doch,“ fagte Elſe
mit ihrem traurigen Lächeln. „Rainer, die Erinnerung an
die Stunden mit dir zuſammen im Walde, an unſerem
Flügel, die gäbe ich nicht her um alle Schätze der Welt.“

Es war völlig menſchenleer um ſie herum; er zog ſie
in ſeine Arme, und ſie küßten ſich, als ob ſie vergehen
wollten.

„Könnteſt du dich nicht entſchließen, mir die Kinder zu
opfern?“ flüſterte er ihr ins Ohr, „dann reiße ich dich los;
jch gebe alles für dich auf; ich will für dich arbeiten wie ein
Tagelöhner, aber ſei mein!“

Ein Ausdruck von Qual und Verzweiflung breitete ſich
über ihre Züge. „Wir könnten dann doch kein Glück finden,“
verfetzte ſie mutlos. „Die Stimme meiner verlaſſenen
Kleinen würde mich in deinen Armen erſchrecken. Jch ließe
mich mit Wonne für dich kreuzigen, die Welt iſt mir eine
Wüſte ohne dich; wenn ſie alle mit Steinen nach mir würfen,
ich lachte darüber; aber meine Kinder verlaſſen, kann ich
nicht; du ſelbſt müßteſt mich ſpäter deshalb verachten.

„Dann weiß ich nur noch einen Ausweg,“ ſagte er
dumpf. „Den müſſen wir wählen, ſonſt gehen wir beide
zugrunde.“

Sie fragke nicht, was er meinke; ſchweigend ſchritten ſie
dem Bahnhof zu; er ſah lange dem rollenden Zuge nach,
der ihm ſein Liebſtes wieder entführte, dann ging er mit
ſchnellen Schritten ſeiner einſamen Wohnung zu, ſein Ent-

Odber-Poſtinſpektor Hugo Anſchütz, Frankfurt a. M., der
damals an der Spitze der Saarbeamten ſtand und ſelbſt das
Saargebiet hat verlaſſen müſſen, hat nun in einem Buche, be
titelt: „Der Kampf der Saarbeamten unter der Völkerbunds-
regierung eine hochintereſſante Schilderung der damaligen
Verhandlungen gegeben. Das Buch, das von Anfang bis zum
Ende ſpannend geſchrieben iſt, gewährt einen tiefen Einblick in
die Verhältniſſe im Saargebiet und iſt geeignet, das Intereſſe
für das an Kohlen und Hüttenwerken reiche, kerndeutſche Saar
gebiet wachzuhalten. Es kann daher nur jedem Deutſchen zum
Leſen warm empfohlen werden.

Zu beziehen iſt es vom Verfaſſer ſelbſt, von jeder Buch
handlung oder direkt vom Verlag: Frankfurter Sozietäts-
Druckerei in Frankfurt a. M., Große Eſchenheimerſtraße, zum
Preiſe von 18 Mark. Der Preis iſt bei den heutigen hoben
Papier und Druckkoſten als ſehr niedrig zu bezeichnen.

Deutſch-Oberſchleſien
Berlin, 10. Juli.

Der Reichspräſident richtete aus Anlaß der Ueber
gabe der deutſchbleibenden Teile Oberſchleſiens an die deutſchen
Behörden folgendes Telegramm:

Freudenſtadt, 10. Juli.
An den Herrn Oberpräſidenten Bitta in Oppeln

Am Tage der Befreiung der uns verbliebenen Teile Ober
ſchleſiens ſende ich dem ſchwergeprüften Lande meine Grüße und
Wünſche. Unauslöſchlicher Dank gebührt der treudeutſchen Be
völkerung, die allen Verlockungen und Bedrohungen zum
Trotz ihr mannhaftes BVekenntnis zum Vaterlande abgelegt hat.
Mit tiefer Trauer gedenke ich der entriſſenen Landesteile und
ihrer Bewohner. Wir werden ihnen die Treue halten, mit
ihnen den gemeinſamen Schmerz über das geduldete Unrecht
tragen. Die wirtſchaftlichen Wunden, die die Fremdherrſchaft
uns die Zerreißung dem Lande geſchlagen hat, muß deutſcher
Fleiß und deutſche Hilfsbereitſchaft zu heilen verſuchen.

Ebert, Reichspräſident.

Die Not der Preſſe
w. Verlin, 10. Juli.

Der deichsvat beſchäftigte ſich heute mit den Ausſchußberich
ten über den Entwurf des Geſetzes über Maßnahmen gegen die
wirtſchaftliche Notlage der Preſſe. Ein Antrag Preu-
ß en wurde angenommen, worin es heißt: Bei Veräußerung von
Holz durch einen zur Gewinnung des Holzes von forſtwirtſchaft
lichen Grundſtücken Berechtigten wird eine Abgabe von 24 s des
Verkaufspreiſes erhoben. Die Nutznießung von forſtwirtſchaft
lichen Grundſtücken unter 10 Hektar bleibt von der Abgabe frei.
Die Abgabe iſt an die Rückvergütungskaſſe für die deutſche Preſſe
abzuliefern. Das Geſetz ſoll vorläufig bis 31. Dezember 1923
gelten. Jn erſter Linie ſoll die kleine und mittlere Preſſe berück-
ſichtigt werden. Außer der Umſatzſteuer auf Holzverkauf wird
eine Ausfuhrabgabe von 128 pro Mille erhoben.

Die Sommertagung des preußiſchen
Staatsrates

Der Staatsrat iſt zu einer Tagung am 19. Juli einberufen
worden, um die zur Begutachtung vorgelegte Städteordnung und
das Provinzialautonomiegeſetz zu beraten und Ausſchüſſe zur
weiteren Vorberatung einzuſetzen. Das Provinzialauto-
nomiegeſetz oder wie es offiziell heißt „Entwurf über die
vorläufige Regelung der Selbſtändigkeitsrechte der Provinzen“ iſt
dem Staatsrate bereits zugegangen. Das Geſetz ſteht in engem
Zuſammenhang mit der großen Verwaltungsreform. Da das
Staatsminiſterium dem Parlament zunächſt nur Städteordnung
und Landgemeindeordnung zugehen laſſen und die Provinzialord
nung erſt erheblich ſpäter fertiggeſtellt ſein wird, ſo ſoll der neue
Entwurf die in der Verfaſſung verheißenen Verſprechen proviſo-
riſch löſen und regelt die Selbſtändigkeitsrechte der Provinzen bis
auf weiteres, ohn? der neuen Provinzialordnung im einzelnen vor
zugreifen. Es werden zunächſt die wichtigſten Materien geregelt,
die Vertretung der Provinzen im Reichsrat und Staatsrat, das
Mitbeſtimmungsrecht der Provinzen bei der Auswahl der Pro-
vinzbeamten, die Rechte der Provinzen bei der kommunalen
Selbſtverwaltung, Schulfragen und Religionsfragen, Unterrichts
ſprache in gemiſchtſprachigen Gebieten, Regelung der Schulferien
für die Provinz, Jugendpflege, Dotationsweſen.

Verbote in Braunſchweig
w. Braunſchweig, 10. Juli.

Auf Grund der Verordnung zum Schutz der Republik hat
das Staatsminiſterium ſämtliche im Freiſtaat Braunſchweig
beſtehenden Gruppen der Deutſch- ſozialen Partei
aufgelöſt und verboten.

Aus aller Welt
Was die „Wiedervereinigung“ Dänemark koſtel

Das Kopenhagener Blatt Socialdemokraten bringt eine
Aufzählung der Aufwendungen an Geld, die Dänemark für
Nordſchleswig bis jetzt gemacht hat. Es zeigt ſich darin, daß
die Einverleibung Nordſchleswigs in Dänemark für dieſen
Staat mit großen Koſten verbunden iſt, an dem er ſchwer zu
tragen haben wird. Weder die 90 Millionen Kronen, die
Dänemark für die Uebertragung der däniſch weſtindiſchen
Jnſeln von Amerika erhielt, noch die „Wiedervereinigungs
anleihe“ von 120 Millionen Kronen haben die infolge der Erwei-
terung der Landesgrenzen entſtandenen Ausgaben decken können.
Alles in allem überſteigen dieſe ſicher 300 Millionen Kronen.
Vom däniſchen Finanzausſchuß iſt an den Staatsminiſter das
Anſuchen geſtellt, eine genaue Aufſtellung der Ausgaben, die
für Nordſchleswig erfolgt ſind, dem däniſchen Volke vorzulegen.

th. Der Reichstag wird vorausſichtlich am Donnerstag ſeine
Sommerferien beginnen, nachdem am Dienstag und Mittwoch
die Steuergeſetze in zweiter Leſung und am Donnerstag Schutz
und Steuergeſetze in dritter Leſung verabſchiedet ſind.

th. Der Buchdruckerſtreik in Berlin und ſeine Folgen. Jn
folge der ſeit mehr als einer Woche ſtillſtehenden Druckmaſchinen
mangelt es an Zahlungsmitteln, Briefmarken und Fahrſcheinen,
auch die Theater ſind nicht mehr in der Lage, Eintrittskarten
auszugeben. Die großen Geldſcheine ſind wie vom Erdboden
verſchwunden, die Poſt hat z. T. in gewiſſen Werten nur noch
Beſtände für eine Woche.

Urbarmachung der Senne. Wer kannte nicht das alte Sol-
datenlied mit ſeinem Stoßſeufzer: „O Senneſand, du ſchöner
Sand J wird aber mit dem „ſchönen Sand“ aufge
räumt, denn der Kreis Paderborn hat als erſter mit der Kulti-
vierung der Senne auf einem 500 Morgen großen Gelände be
gonnen. Weitere 1000 Morgen ſind vom Militärfiskus ange
pachtet, die gleichfalls allmählich in Angriff genommen werden.
Jm Norden des Truppenübungsplatzes liegen weitere Oedland-
flächen im Gebiete der Gemeinden Stuckenbrock und Hövelhof,
die ſich außerordentlich gut zur Kultivierung eignen. Es iſt nun
geplant, eine große Genoſſenſchaft zu bilden, woran ſich der
Kreis mit 1--2 Millionen Mark beteiligen könnte. Das Ge-
lände eignet ſich für Ackerbau und Aufforſtung. Da das Landes-
kulturamt ſich für die Angelegenheit ſehr intereſſiert, ſo iſt auch
mit erheblichen ſtaatlichen Zuſchüſſen zu rechnen.

Mord durch Elektrizität. Einem entſetzlichen Verbrechen,
das durch ſeine Begleitumſtände ganz beſondere Bedeutung
erhält, iſt man in der Ortſchaft Boretto in der italieniſchen
Provinz Reggio Emilia auf die Spur gekommen. Hier wurden
der Landwirt bini und ſeine Schwiegertochter, die ſeit
kaum einem Monat die Frau ſeines Sohnes war, in dem
Weinberg Zambinis als Leichen aufgefunden; ſie waren offen
bar die Opfer der elektriſchen Hochſpannungsleitung geworden.
Anfangs glaubte man an einen Unglücksfall. Bald aber ent
deckte man, daß es ſich um einen raffinierten Mord handelte.
Jm Gras verſteckt fand man einen dünnen Draht, der mit der
Leitung in Verbindung gebracht und von dort aus im Zickzack
durch den Weinberg geführt worden war, wobei der Verbrecher
ſorgſam darauf geachtet hatte, den dünnen Draht durch Gras
und Strauchwerk unſichtbar zu machen. Die Schwiegertochter
war das erſte Opfer. Auf ihren Todesſchrei war Zambini
herbeigeeilt und dabei auch in die elektriſche Falle geraten.

Verkauf eines hiſtoriſchen Hauſes. In einem kleinen Städt-
chen in den Vogeſen, in Saint-Dié, befindet ſich das Haus, in
welchem im 16. Jahrhundert der Name Amerika für die neue
Welt vorgeſchlagen wurde. Jm Jahre 1911 wurden in dieſem
„Taufhaus“ Amerikas Gedächtnisfeierlichkeiten abgehalten, denen
auch die Gattin des damaligen amerikaniſchen Botſchafters in
Paris, Frau Bacon, beiwohnte. Frau Bacon erkläxte ſich gegen
über den ſtädtiſchen Körperſchaften von SaintDié bereit, das
hiſtoriſche Haus anzukaufen und der Stadt zu ſchenken. Als ſieihren Plan aber ausführen wollte, wurde itr mitgeteilt, daß ſie

außer anderen hohen Abgaben noch eine kungsſteuer von
28 Proz. des Wertes des Hauſes zu zahlen hätte. Die Schenkung
unterblieb daher. Der bisherige Beſitzer will das Haus nun
mehr weiter als Wohnhaus oder auch zum Abbruch verkaufen
Bisher hat ſich noch niemand gefunden, der das hiſtoriſche Haus
vor dem Verſchwinden bewahrte. Die praktiſ Amerikaner
ſind, wie man ſieht, ſentimentalen Regungen n zugänglich
und beſitzen für den Wert der Tradition kein Verſtändnis.

Wahre und abenteuerliche Lebensgeſchichte eines Ber
liners, der in den Kriegsjahren 1807--1815 in Spanien, Frank
reich und Jtalien ſich befand von Carl Schwarze heraus
gegeben mit Nachwort und Anmerkungen von A. v. Gieichen
Rußwurm. Drei-Masken-Verlag-München.

„Jſt denn die ganze Welt verrückt geworden? Mein
Herr Bruder jedenfalls.“ Zornig, mit lauter Stimme
ſprechend, kam der Rittmeiſter an einem trüben November-
morgen in das Frühſtückszimmer, wo Elſe ihn mit dem
Kaffee erwartete. Er hielt einen offenen Brief in der Hand:
„Wußteſt du von dieſer Tollheit?“

„Was iſt denn geſchehen?“
„Rainer ſchreibt mir, daß er mit der nächſten Truppen

ſendung, dem Datum nach müßte es geſtern geweſen ſein,
nach Afrika geht. Er kam mir ſchon die ganze letzte Zeit
wunderlich vor; auch daß er uns nicht beſuchte, war ſehr
auffallend; aber ſolchen Wahnſinn hätte ich ihm doch nicht
zugetraut. Verliert ſein letztes halbes Jahr Akademie, gibt
die ſichere Ausſicht des Generalſtabskommandos auf, um
die Hereros zu begrüßen, jetzt. da in Afrika tiefſter Friede
iſt! Das geht nicht mit rechten Dingen zu, da ſteckt etwas
anderes dahinter. Jrgendeine infame Weibergeſchichte! S
Warſt du denn nicht in ſeinem Vertrauen, Jhr wiſpertet ja
doch den ganzen Tag zuſammen?“

Elſe ſtand wie vom Blitz getroffen, ihre weitgeöffneten
Augen ſtarrten ihren Mann mit ſo entſetztem Ausdruck an,
daß er doch aufmerkſam wurde. „Na, warum wirſt du
denn ſo weiß wie ein Handtuch? Es iſt ja dein Bruder?
Alſo, du haſt auch nichts davon gewußt?“

„Nein, ich habe nichts gewußt,“ wiederholte ſie mit
ganz tonloſer Stimme. „Jch hätte es mir ja denken können.
als er ſagte, daß er ein Ende machen müßte. Rainer!“
ſchrie ſie plötzlich auf, „warum haſt du mir das getan, wes
halb verläßt du mich?“

„Du willſt wohl hyſteriſch werden?“ fragke Hans-Otto.
„Es iſt ja ſehr anerkennenswert, daß du ſolchen Anteil am
Weſchick meines Bruders nimmſt, ſehr verwandtſchaftlich,
aber drücke dich dabei ekwas vernünftiger aus. Wenn
Mama noch ſo jammern wollte! Aber dich geht es doch
eigentlich gar nichts an, ſoviel ich weiß.“

„Was weißt du denn in deiner Selbſtherrlichkeit von
den Leiden und Kämpfen deiner Umgebung?“ gab die
junge Frau leidenſchaftlich zurück. „Neben dir kann man in
Elend und Verzweiflung vergehen, ohne daß du etwas
merkſt.“

Der Rittmeiſter zog die ſilberne Kaffeemaſchine heranu C G v. a eins e Anlallen

machte, ihn wie ſonſt zu bedienen. „Setz' dich jetzt hin und
ſei einmal ausnahmsweiſe verſtändig,“ herrſchte er ſie an.
„Du ſcheinſt doch etwas von der Sache zu wiſſen, Was ſoll
das heißen, „er wollte ein Ende machen

„Er wollte Länder und Meere zwiſchen uns legen, da
wir uns lieben und uns nicht angehören können.“ Sie
ſprach mit unnatürlicher Ruhe.

HansOtto ſchob ſeinen Stuhl zurück und öffneke ſeine
großen blauen Augen weit vor Erſtaunen: „Man weiß bei
euch verrückten, ſogenannten „Künſtlern“ nie: ſpielt ihr
uns und euch ſelbſt Theater vor, oder ſeid ihr wirklich ſchon
übergeſchnappt. Das kommt von dem ewigen Singen und
Schalmeiſpielen; nun bildeſt du dir ein, eine mißverſtandene,
unglückliche Frau zu ſein, nicht wahr? Und er, der „zarte
Ritterliche“, mußte tröſten? Eine rechte Eſeleil Da iſt
es ja ganz gut, daß er fortgeht; obgleich es ein
um den lieben, prächtigen Kerl iſt. Daß ein da
hinter ſteckte, dachte ich mir, nur nicht, daß es mein eigenes
war.“

Er ergriff ihren Arm und ſchüttelte ihn. „Du magſt
koll mit ihm kokettiert haben, und er, der ſchwerblütige Ge
ſelle, nahm das tragiſch.“

Plötzlich erfaßte ihn der Zorn er lief im Zimmer auf
und ab; eine Flut von heftigen Vorwürfen ergoß ſich über
ſeine Frau, völlig ſinnloſe darunter, die alle darin gipfelten,
daß er viel zu nachſichtig war, und daß ſie ſeine Güte miß-
brauchte. Elſe ließ den Strom über ſich dahinbrauſen; ſie
hörte kaum hin; vor ihren Ohren könte es immer nur Er
geht fort auf Nimmerwiederſehen!

„Gib mich frei, HansOtto,“ bat ſie, „du biſt nie mit
mir zufrieden, ich bin todunglücklich an deiner Seite, laß
uns die Qual enden. Auf meinen Knien will ich es dir
danken, wenn du großmütig biſt.“ ß

„Jn eine Nervenheilanſtalt werde ich dich bringen
tobte er. „Dort begießt man die liebestollen Weiber mit
kaltem Waſſer, bis ſie wieder vernünftig ſind.“ Auf ein
mal wurde er ruhiger. „Wie denkſt du dir deine Zukunft,
wollt ihr euch vielleicht heiraten?“

Roſenglut überflutete m Antlitz. „Das iſt
unſer größter Wunſch,“ ſagte ſie le
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Beſeitigung „monarchiſtiſcher“ Straßennamen?

Die letzte Stadtverordnetenſitzung vor den Ferien Trotzdem Redeflut Um die
Altershilfe Die Kinohilfe abgelehnt Der Kampf gegen die Straßennamen

Günther als Don Quichotte
Die obligate Sommerſchwüle fehlte. Und mit der Ferien

ſtimmung war es auch nichts. Keine „müden, urlaubs-
hungrigen Geiſter“ und keine „klaffenden Lücken“, erzeugt durch
ausgereiſte Stadtväter. Sondern: eine ganz normale Sitzung,
die aber ſchon vor 8 Uhr aufhörte, weil kein Antrag auf der
Tagesordnung ſtand, der die Redewut des Hauſes gereizt hätte.
Als Herr Günther dieſem ne abzuhelfen verſuchte und

eeinen Antrag auf Umnennung der Königſtrafße, des Kaiſer-
platzes, Königsbergs uſw. einbrachte, die „andere“ republikaniſche
Namen erhalten ſollten, und die „Dringlichkeit“ außerdem
hinterherſchickte, lehnte das Haus eine ſofortige Beratung av
und Herr Günther konnte den Don QOuichotteritt weiter wagen.

Aber ſo einfach war das alles nicht. Als er einmal ſeinen
Speer gefällt und das munter trabende Rede-Rößlein geſpornt
hatte, war er nicht leicht aufzuhalten. Die Zeit iſt günſtig!
Kommuniſtiſche Hochkonjunktur muß genützt ſein und außerdem
ſaßen die Galerien voll. So knöpfte er ſich zuerſt die Alters-
hilfe vor, um im Siechenhaus zu landen. Die für die breiteſten
Schichten veranſtaltete Sammlung wollen die Herren mit dem
großen Herzen nicht begünſtigen, weil ſie eine Stärkung ach.
du lieber Gott! der Kreiſe fürchten, die als Bürgerliche auch
treu national ſind. Die Klagen aus dem Siechenhaus, die gar
nicht hierher gehörten, ſollen indeſſen geprüft werden, und ſo
hatte dieſe Fenſterrede einigen Erfolg. Nur mit der nun fol
genden Ermäßigungsſteuer für die großen Kinos, für die ſich
Herr Gräfe ins Zeug legte, wurde es nichts. Der Referent
war ſo klar in ſeinen Ausführungen und Bürgermeiſter Seydel
ſo überzeugend, daß das Haus zum Antrage des Haushalts
ausſchuſſes kam, weil man ſich hüten müßte, einen Sonderfall
zu konſtruieren, der für die Steuerpolitik der Stadt unabſeh-
bare Folgen haben könnte. Aus dieſen Gründen wurde dann
auch ein Kompromißantrag abgelehnt, für den ſich ſogar einige
Demokraten von den Plätzen erhoben, die durch ihre Gewerbe
ſteuerpolitik der Stadt ohnehin ſchon Wunden ſchlugen.

Damals, als es um den Etat ging, hätte man ſolche Ange
legenheiten wie die eines Herrn Keilhack um Wiedereinſtellung
in ſtädtiſche Dienſte zu den Akten genommen. Geſtern faſt
eine halbe Stunde redete man über das Geſuch dieſes im
April entlaſſenen Hilfsangeſtellten, dem Herr Günther
Herz und Ohr geliehen hatte. Der hatte ſeine Walze lang
dauernd aufgezogen und griff den Magiſtrat an, daß er ein
mal gegebene Verſprechen nicht halte und ſo ähnliches mehr,
was Kommuniſten nicht auf die Goldwage zu legen pflegen.
Das war ſelbſt für den verſöhnlichen Tag vor den Ferien zu-
viel des Tobacks. Der Bürgermeiſter verbat ſich mit Recht An
klagen, die jeder Grundlage entbehrten und wies dem Kom
muniſten Wahrheitsunrichtigkeiten nach, die leider ins allge
meine Brauſen der Debatte verſickerten. Gibt es keinen Schutz
gegen den Don Guichotte, der Lügen zu Lanzen nimmt?! Der
in bildhaft ſchöner Weiſe ſich ins Zeug redet, aufbäumt, drei
taufendfünfhundertundneunzig Wortkilometer in der Sekunde
redet und ſich hinterher ſagen laſſen muß, das alles erfunden
iſt?! Es iſt ein trübes Zeichen unſerer Lage dieſe Art des kom
munalpolitiſchen Kampfes, der ſich jedoch erſt im „Dringlichkeits
antrag“ richtig ausleben ſollte. Die Kommuniſten, die durch
das Vorgehen ihrer Genoſſen in anderen Städten ermutigt ſind,
brachten den obenerwähnten Antrag auf Aenderung der
Straßennamen ein, und ſie hatten Erfolg gehabt, denn bei den
Bürgerlichen war keine volle Stimmenzahl vorhanden. Aber da
ſie in der Eile dieſes Vorraumantrages (ſelbſt nicht mit Herrn
Bocks Hilfe keinen Erfolg für die alten Straßennamen ge-
funden hatten, wollten ſie den Antrag dem Verkehrsausſchuß
überweiſen, der ja die „anderen republikaniſchen Bezeich-
nungen“ in den Ferien finden kann. Es geſchah alſo. Aber
damit ſteht noch nicht feſt, daß wir einen Oſterburgberg, einen
Kiliansplatz, die Hedwig-Krügerſtraße und den Güntherpark be
kommen werden. Denn ſchließlich iſt nicht alle Tage
Dienstag.

Nun gehts in die Ferien. Die Ausſchüſſe ſind noch ſchnell
ermächtigt worden, Straßenbahntariferhöhungen, die wieder
10 Millionen decken ſollen, und Beamtengehälter ſelbſtändig zu
bewilligen, denn nun iſt Plenum-Arbeitsſchluß. Endlich ein
Aufatmen nach ſo harten Wochen kommunalpolitiſcher Kämpfe
Nur wenige von den Stadtvätern werden Herrn Kilian an die
See nachfahren, oder gar Oſterburg die Schwedenreiſe nach-
ahmen können, aber auch daheim iſt ihnen eine Erholung vom
Streit zu wünſchen. Nur er, der ewig Streitbare, der das Mene-
tekel einer Ferienverſammlung an die Wand malte, der Don
Quichotte, will von Ruhe nichts wiſſen. Jhm kommen dieſe
Urlaubstage ungelegen, weil ſie ihn für ſechs Wochen brach-
legen. Und wir wüßten eine angenehme Erholung für ihn!
Die gleicherweiſe ihm und uns nützlich wäre und trotz höchſter
Penſionsſätze der Stadt Segen bringen würden: das Kloſter
der Mönche des Schweijgens. Auch daß die Gebetsmühle einmar
ſtilleſtehe und er das Mundhalten lerne

Der Sitzungébericht
Stadtverordneten-Vorſteher Geheimrat Dr. Keil (Dem.) er-

öffnet die Verſammlung mit der Bekanntgabe eines Geſuchs
run Anwohnern des Saalberges mit der Bitte, daß der in der
dortigen Nähe befindliche Engpaß nicht von Automo-
bilen befahren werde. Das Geſuch wird dem Bauausſchuß
überwieſen.

Die Univerſität lädt die Stadtverordneten zur Feier des am
12. d. M. ſtattfindenden Rektoratswechſels ein.

Der Akademiſche Turnverein Gothia beſchwert ſich in einem
Schreiben, daß ihm nicht mehr die Benutzung des Boots-
hauſes an der Peißnitz zu Umkleidezwecken geſtattet iſt
und bittet um Wiederbenutzung des Hauſes. Das Geſuch gedt
an den Petitionsausſchuß.

Ferner liegt eine Eingabe der Arbeitsgemeinſchaft der Gaſt
wirtſchaftangeſtellten vor, die ſich mit den gegenwärtig im Gaſt
wirtsgewerbe beſtehenden Differenzen befaßt und worin zum
Ausdruck gebracht wird, der Magiſtrat möge dahin wirken, daß
der Schiedsſpruch von den ſtädtiſchen Betrieben (Zoologiſcher
Garten uſw.) reſpektiert und anerkannt werden möge.

Stadtverordneten-Vorſteher Dr. Keil (Dem.) teilt mit, daß
der Schiedsſpruch vom Regierungspräſidenten nicht anerkannt
worden iſt, während Stadtv. Sünderhauf (Dem.) barauf hin
weiſt, daß der Schiedsſpruch auch vom Preis-Ueberwachungs-
ausſchuß zur Ablehnung gelangte.

Die Weiterbeſprechung der Angelegenheit
Schluß der Tagesordnung geſtellt.

Der Architekt G. Wolff hat ſein Amt als Mitglied des
künſtleriſchen Beirates und der Kommiſſion für Grabdenkmäler
aus geſundheitlichen Rückſichten niedergelegt. An ſeine Stelle
wird Architekt Schramme gewählt.

Neue Bedingungen für die Waſſerabgabe
Nachdem die StadtverordnetenVerſammlung durch Beſchluß

bom 10. April 1922 zugeſtimmt hat, daß die ſtädtiſchen Waſſer
werke ihres öffentlich-rechtlichen Charakters entkleidet und das
Waſſergeld in Zukunft als privatrechtliche Forde-
rung in ähnlicher Weiſe wie Gas und Stromgeld einge-
zogen wird, bedarf es der Jnkraftſetzung neuer Bedingungen
für die Waſſerlieferung, welche dieſen Aenderungen Rechnung

wird an den

trägt. Der Magiſtrat überreichte deshalb einen Entwurf dieſer
Bedingungen als „Allgemeine Bedingungen für die Abgabe von
Waſſer aus der Waſſerleitung der Stadt Halle“, die in enger
Anlehnung an die bezgl. Bedingungen des Gaswerks aufgeſtellt
ſind und außer den vorgenannten Aenderungen zeitgemäße
Erhöhungen der Meſſermieten und ſonſtigen Abgaben ſowie
einige Abweichungen von den bisherigen Bedingungen vorge
ſehen, welche der Erzielung größerer Klarheit und Unzwei-
deutigkeit hinſichtlich der Rechteverhältniſſe zwiſchen Verwaltung
und Abnehmer dienen ſollen. Die Stadtverordneten ſtimmten
dem Entwurfe mit einigen Abänderungen des Rechts und
Verfaſſungsausſchuſſes zu unter Aufhebung der bisher in Gel-
tung geweſenen Bedingungen.

Erhöhung des Ausgleichszuſchlages
Der Magiſtrat beantragt: a) die ſtädtiſchen Beamten und

ſtändig Angeſtellten, die Lehrperſonen an den höheren Mittel
und Fachſchuler ſowie die ſtädtiſchen Ruheſtandsbeamten und
Hinterbliebenen erhalten vorſchußweiſe gemäß der für die
Reichs und Staatsbeamten vorgeſehenen Erhöhung des Aus-
gleichszuſchlages vom 1. Juni 1922 ab die gleichen Mehrbeträge,
die die Beamten, Angeſtellten, Lehrperſonen, Ruheſtands-
beamten und Hinterbliebenen beim Reich und Staat aus der
Neuregelung erhalten b) die Beſchlußfaſſung über die Deckung
der der Staädtgemeinde endgültig zur Laſt fallenden Mehrkoſten
in Höhe von rund 6 390 000 Mark wird ſo lange ausgeſetzt,
bis ein abſchließendes Ergebnis über den Ertrag der Realſteuern
für das Rechnungsjahr 1922 vorliegt; c) die Mehrbeträge vom
1. Juni 1922 ab werden erſt dann ausgezahlt, wenn die Be
ſchlüſſe des Reichs bezw. Landtages vorliegen; a) die end-
gültige Wirkung der Auszahlung zu a) tritt erſt in dem Zeit
punkt ein, in dem die nach b) erforderlichen Beſchlußfaſſung
der ſtädtiſchen Körperſchaften über die Deckung vorliegt. 4

Der Berichterſtatter, Stadtv. Hos (Dem.) empfiehlt die
Vorlage zur Annahme. Gleichzeitig wird beantragt, den Zu
ſchlag für Reiſekoſten auf 105 Prozent zu erhöhen und den nach
beſonders teueren Orten noch um weitere 25 M. hinaufzuſetzen.
Ebenfalls iſt eine Erhöhung der Vergütung der unbeſoldeten
Magiſtratsmitglieder vorgeſehen, und zwar von 400 auf 1000
Mark. Der Magiſtratsantrag und die beiden anderen damit in
Verbindung gebrachten Anträge werden ohne Erörterung an-
genommen. Hinzugefügt hierbei wurde noch, daß, falls das
Reich während der Ferien der Stadtverordnetenverſammlung
zur Auszahlung der höheren Gehaltsſätze ſchreiten würde, auch
die Stadt damit unmittelbar folgen möge.

Mit der Errichtung einer zu verpachtenden Zeitungsver
kaufshalle auf dem Riebeckplatze und der vorſchußweiſen Be
zahlung der entſtehenden Koſten erklärt ſich die Verſammlung
einverſtanden.

Dem Verband der Kommunalbeamten Preußens in Berlin
wird für das Beamten-Erholungsheim „Eulingswiefſe“
eine Beihilfe von 5000 Mk. bewilligt.

Zur Herſtellung von Kleinwohnungen (Ausbau des Dach
gehe im Grundſtück Große Ulrichſtraße 50 werden Mittel

is zur Höhe von 37 500 Mk. bewilligt.
Die Gärten der Schrebergärtenanlage auf dem Gruneberg-

ſchen Acker zwiſchen der Feldſtraße und der Halle-Halberftädter
Eiſenbahn ſind an Einzelpächter abgegeben. Dieſe Pächter
wollen ſich zu einem Verein zuſammenſchließen. Die Stadi-
verordnetenverſammlung wird um Genehmigung zum Abſchluß
eines Vertrages mit dieſem Verein im Sinne des vorgelegtenEntwurfs euch dem ſtattgegeben wird mit dem Hinzufügen,

daß das Pachtgeld alljährlich zu entrichten iſt.
Der Magiſtrat beantragt, für die von gemeinnütziger Seite in

Angriff zu nehmende Sammlung „Altershilfe“ einen Betrag von
50 000 M. zu bewilligen. Die Gewährung des Betrages iſt an die
Bedingung zu knüpfen, daß der Magiſtrat im Verteilungsausſchuß
Sitz und Stimme erhält. Auch iſt dem Magiſtrat von den ein
gegangenen Beträgen ſowie über die Verteilung derſelben rege7-
mäßig und unverzüglich Mitteilung zu geben, damit Doppel-
zahlungen vermieden werden.

Stadtv. Günther (Komm.) bringt bei dieſer Gelegenheit
Mißſtände zur Sprache, die angeblich im Siechenhauſe beſtehen
ſollen. Die Siechenhausdeputation müſſe verſtärkt werden.

Stadtrat Dr. May erwiedert, daß von der Siechenhausdepu-
tation in der Anſtalt ſtändig eine Kontrolle vorgenommen wird
und dieſer über Unrechtes nichts zu Ohren gekommen iſt.

Stadtv. Jllgenſtein (Komm.) iſt gegen den Mag'iſtratsantrag.
Leute, die wirklich der Armut verfallen, ſolle man der Armen-
verwaltung überweiſen.

Stadtrat Koch (U. S. P.) teilt näheres über das Weſen der
Sammlung „Altershilfe“ mit. Unterſtützt durch ſie ſollen in
erſter Linie diejenigen werden, die, ohne eine Hilfe in Anſpruch
zu nehmen, mit ihrer kleinen Rente nicht auskommen können,
oder deren Vermögen ſo angelegt iſt, daß ſie auf abſehbare Zeit
an dasſelbe nicht herankönnen. Dieſen Leuten kann nur auf
privatem Wege geholfen werden. Deshalb iſt der Antrag
Jllgenſtein abzulehnen.

Auf Antrag des Stadtv. Günther (Komm.) wird Stadkv.
Weber (Komm.) in die Siechenhausdeputation hinzugewählt.
Der Magiſtratsantrag wird angenommen.

Der Magiſtrat hat in Anbetracht der forkſchreitenden Geld
entwertung die Ueberweiſung eines weiteren Vorſchuſſes von
200 000 Mk. aus dem Subſtanzgelderfonds an das Stadtmagazren
zur Verſtärkung der Betriebsmittel beſchloſſen. Der Kredit, der
damit auf 800 000 Mk. anwächſt, ſoll vom 1. Juli 1922 ab mit
6 Prozent verzinſt werden. Stadtv. Ritter (Dem.) beantragt.
den Betrag auf 400 000 Mk. feſtzuſetzen, dem die Verſammlung
zuſtimmt.

Die Verſammlung nimmt davon Kenntnis, daß Geſellſchafter
der Mitteldeutſchen Heimſtätte in Magdeburg, deren Einlage
100 000 Mk. beträgt, das Recht haben, einen Vertreter in den
Aufſichtsrat zu entſenden, und beſchließt demgemäß, den Ge-
ſchäftsanteil von 30 000 Mk. auf 100 000 Mk. zu erhöhen.

Antrag wegen Ermäßigung der Luſtbarkeits-
ſteuer für Großkinos

Von der linken Seite des Hauſes war der Antrag geſtellt
worden, den hieſigen Großkinos die Luſtbarkeitsſteuer für die
Monate Juli bis September auf die Hälfte der bisherigen Sätze
zu ermäßigen oder eine Pauſchale feſtzuſetzen.

Stadtv. Vorges (Dem.) teilt als Berichterſtatter mit, daß der
Ausſchuß Ablehnung des Antrages beſchloſſen hat, da die
Großkinos auch im Sommer immer noch gute Geſchäfle marhten.
Würde dem Antrag ſtattgegeben, würde man eine Jntereſſenpoli-
tik treiben, was böſes Blut hervorxufe.

Stadtv. Gräfe (U. S. P.) verteidigt den Antrag vor allem im
Jntereſſe der Kino-Angeſtellten, von denen viele brotlos werden
würden, wenn die Kinos zur Schließung übergingen. Tatſächlich
ſei den Angeſtellten bereits die Kündigung ausgeſprochen geweſen,
dieſe aber durch Vermittlung irgendeiner Stelle vorläufig wieder
zurückgezogen in der Hoffnung, daß der Antrag zur Annahme
Se

ürgermeiſter Seydel: Aus grundſätzlichen Erwägungen
heraus kann dem Antrag nicht entſprochen werden, denn es iſt
nicht zuläſſig, daß man einem einzelnen Gewerbeſtande Steuer-
ermäßigung gewährt. Eine Ausſicht auf Schließung der Groß-
kinos beſteht jetzt nicht, umſoweniger, als wir vor dem Schluß

der Stadttheaterſaiſon ſtehen. Es ſtimmt nicht, daß in Halle

e an n t denderſelben Baſis angelangt, nArbeitsloſigkeit Kinoangeſtellter kann keine Rede
anderweitige Arbeitsſtellen ſ i
der Antrag auch aus ſozialen Erwägungen heraus
ammen.ß Stadtv. Dürrfeld (Soz.): Die Kinos hinſichtlich der Steuer

allein günſtiger zu ſtellen, iſt nicht angängig-
Der Antrag wird abgelehnt.

Geſuche uDas Geſuch des ArbeiterSportKartells Halle um e
Beihilfe findet dahin ſeine Erledigung, daß ihm 12 000 Mk. r
willigt werden, welche Summe auch dem Halleſchen Ausſchuß
Leibesübungen auf ſein Geſuch überwieſen wird. Das r
von Frau Diesner und Gen. um Erhöhung ihrer Tier
bliebenenbezüge wird abgelehnt. Das gleiche Schickſal erlei
das Geſuch des ehemaligen Bureauhilfsarbeiters Max re
um Wiedereinſtellung in den ſtädtiſchen Dienſt. Das ſtä i
Arbeitsamt ſoll indes Anweiſung erhalten, den Antragſt er
möglichſt anderweitig im ſtädtiſchen Dienſt unterzubringen C
Das Geſuch des Turn und Sportvereins „Fichte“ hier um Er
richtung eines Unterkunfts- und Geräteraumes auf dem ihm
von der Stadt überwieſenen Gelände (Sportplatz) an der
Mansfelder Straße oder um Gewährung einer Beihilfe von
150 000 Mark zu dieſem Zwecke wird dem Magiſtrat überwieſen.

Antrag auf Erhöhung des Straßenbahnfahrtarifs
Seitens der Straßenbahndeputation wird der Antrag ge

ſtellt, daß, falls während der Dauer der Ferien der Stadtver
ordnetenverſammlung eine Erhöhung des Fahrtarifs bei der
Straßenbahn ſich als notwendig herausſtellen ſollte, dieſe ohne
Einberufung der Stadtverordnetenverſammlung beſchloſſen wird.

Abg. Günther (Komm.) wendet fich gegen den Antrag
Stadtrat Balke (Dem.): Wie ſollen die 10 Millionen Fehl

betrag für Juli bei der Straßenbahn getilgt werden, wenn nicht
beizeiten für geeignete Deckung Sorge getragen wird? Will
man der Deputation ein Bewilligungsrecht während der Stadt
verordnetenferien nicht zugeſtehen, ſo liegt die Notwendigkelr
vor, daß die Verſammlung, vielleicht auch mit Rückſicht auf die

unklaren Verhältniſſe, in denen wir leben, alle 14 Tage zu
einer Sitzung zuſammentritt.

Stadtv. Vollbracht (Soz.): Jch ſtimme der Vorlage zu. Das
Selbſtbeſtimmungsrecht der Stadtverordnetenverſammlung wiro
darunter nicht leiden.

Der Antrag wird angenommen.
Hinſichtlich der Eingabe bezügl. des Lohnkampfes im Gaſt

wirtsgewerbe, die hierauf zur Beratung ſteht, wird die Dring-
lichkeit des Antroges abgelehnt, gelangt alſo nicht zur Weiter-
verhandlung.

Schließlich iſt noch ein Antrag der Fraktionen der drei
ſozialiſtiſchen Parteien des Hauſes eingegangen auf Um-
benennung einer Reihe hiſtoriſcher Straßen, der dem Verkehrs
ausſchuß überwieſen wird.

die
Eine große Anzahl Städte ſind aufR ich im Weſten. Von einer evtl.

ſein, denn
ind reichlich vorhanden. Somit fällt

in ſich zu

Eine Schlägerei in der Sonnabend Nacht
Jn der Nacht vom Sonnabend zum Sonntag kam es in der

Gegend des Jägerplatzes zu Zuſammenſtößen zwiſchen Studenten
und Kommuniſtenjünglingen. Einige heimkehrende Studenten
waren von den „Langhaarigen“ angefallen worden und, wenn auch
unerheblich, durch Meſſerſtiche verletzt worden.
Der hierbei enkſtehende Lärm rief viele Arbeiter auf den Plan
und auch die Studenten erhielten Zuzug. Die älteren Arbei-
ter konnten ſich jedoch mit dem Vorgehen ihrer jüngeren Kolle
gen nicht einverſtanden erklären und ſetzten dieſen hand-
greiflich auseinander, daß ſie anderer Meinung ſeien. Als die
von den Ueberfallenen benachrichtigte Schutzpolizei eintraf, hatte
ſich die Menge bereits wieder zum größten Teile zerſtreut.
Einige Schreier, die noch nicht genug hatten, wurden ver
haftet.

—rumjhjd1

Zu Borauszahlnngen auf Umſahſtener an die Finanz
ämter im Wege des Poſtſcheckverkehrs ſind beſondere Vordrucke
zu Zahlkarten eingeführt worden. Die Finanzämter werden der
erſtmaligen, in dieſen Tagen ergehenden Aufforderung drei Zahl-
karten für die Vorauszahlungen im Juli und Oktober 1922 ſowie
im Januar 1923 beifügen. Die Zahlkarten ſind auch am Schal-
ter jeder Poſtanſtalt erhältlich.

Curnen. Spiel und Sport
Ein Denkmal für im Weltkriege gefallene Radfahrer
Der Gau 18 des Bundes Deutſcher Radfahrer hat auf ſeinem diesjährigen Sommergautag in Ballenſtedt den galt griatt, ſeinen im Welt

kriege gefallenen Bundeskameraden ein zu ſiiften, das ihmund den kommenden Geſchlechtern die Radfahrerhelden in dauerndem Ge
dächtnis hält. Es ſoll die Radfahrertreue verkörpern und ein Bindeglied der
Treue im B. D. R. ſein. Die Ding des Denkmals et am17. September 1922 im Kurpark der Stadt Bad Schmiedeber tt. Die
anmutige Stadt Bad Schmiedeberg liegt unweit ves Dorfes Grina; dieſes
Dorf war vis 1914 der geomerliſche Mittelpunkt des Deutſchen Reiches am
Rande der naturſchönen Dübener Heide. ie grre Lage läßt
daß alljährlich große Wallfahrten des B. D. R. nach dem Denkmal
finden. Das Radfahrer Denkmal S eine Höhe von 660 Meter, die
Stufen ſind 4 50 Meter breit, der ckel 2,10 r, nach oben verjüngt
bis auf 1,65 Meter und 1.20 Meter. und ad insgeſamt etwa 23 Kubik
meter Geſiein. Die fenkrechten Platten erhalten die Namen der geſahblenen
Bundeskameraden, dieſe ſind mit dem alten Bundesabzei (D. R. B. und
Union), welche auf jeder Platte oben z erſehen ſin gefallen. DerStahlhelm iſt das Wahrzeichen des Weltkrieges. Mit dem neuen Bundes
abzeichen ausgerüſtet ſtiften die jetzigen Bundesmitglieder das Denkwal. Ge
krönt wird das Denkmal mit einem Kranz eiſerner Kreuze. Die Flamme
des Lebens als Abſchluß ſteht über alledem! „Das Denkmal ein Stein
der Treuel“ Modelle des Denkmals im Verhältnis von 1:10 werden
demnächſt in Halle, Magdeburg, Bad Schmiedeberg und Deſſau ausgeſtellt
und wandern dann von Ort zu Ort. Der Entwurf des Denkmals entſtammt
dem Bildhauer Paul Horn Halle (Saale). Mit der Leitung der Denk
malsſache iſt der Bezirk Halle (Saale) des B. D. R. betrant worden. Das
Denkmal erfordert einen Koſtenaufwand von etwa 250 000 Mark. Spenden
auf Poſtſcheckkonto 3486 Leipzig Max Bähr, Leiter des Bezirks Halle
(Saale) des B. D. R., Halle (Saale), Thielenſtraße 4, erbeten.

Halleſche Turnerſchaſt. Die beſte Zugverbindung für die beim Kreisturufeſt in Gera am ne der Turner, Dreikampf der Aelteren und
Einzel- und Mannſchaſiskämpfen der Turnerinnen Beteiligten iſt am Fr.
den 14. Juli miitags, 1,11 Uhr ab Halle, an Gera 4,0 eKämpfe n am Sonnabend, den 15. Juli, vormittags 10 An
treten 26 Stunde vorher. Die am gleichen Tage nachmiti tätigen Turner
und Turnerinnen müſſen ſpäteſtens am Sonnabend, den 15. Juli früh 7,46

r n Sra der g neonnabend, mitta r andquartier der H. T.hren“). Kleidung fürotel „Sonne“, Heinrichſtraße 21. (nicht „Zum
mpfe S für
e in

iſt

Turner: lange, weiße Hoſe, dunkles Jackett, ohne Ko
chuhe; für gendturner: weiße Hoſe, ohne STurnerinnen: weiße Bluſe. ereinsſchilder ſind mitzubringen
zeih Halleſchen h r ä Beſchlu einerahnengruppe vereinigt. e anntmachung im en genan
zu beachten. Ein Vorſtandsmitglied der H. T. wird im Standquartier zu
gegen ſein und alle Auskünfte erteilen.

Halleſcher Turn und Sportverein, e. V. Alle Teilnehmer am Kreis
turnfeſt in Gera vom 14. bis 17. Juli werden zur t Dentag, den 11. Juli, abends 9 Uher, der Tee

Eiſenbghntarif und Pfe Die Oberſte Behörde Von
blutzucht und Rennen hat ſich wieder einmal an dad Landwi

um mit der Bitte gewandt, beim Verkehrsmin
der Frachtſpeſenfätze für die Beförderung von u z
werden. Jn einem längeren ausführlichen Schreiben werden dem W
Miniſterium die ſchweren ädigungen, die neuen JVollblut- und Landespferdezu herbeigeführt haben, vorAugen ührt. Das einzige Mittel, durch das dem
der Vollblutzucht wirkſam entgegengetreien werden in Erbiaun c Tiegariſe v t nd „leidt v zu w da e

zuſtändigen Stellen den ten Wü ennnicht verſchl en. ehe noch gröderee unten h geren
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Eine Entſcheidung im Kelluerſtreit
Die belagerte Leipziger Straße Verſchärfung des Kellnerſtreits

Die Entſcheidung des Demobilmachungskommiſſars
Die feſte Haltung der Gaſtwirte hat die Kellner auf die

Straße n. Konnte man über die Behauptungen der
geſtern noch geteilter Meinung ſein, ſo hat ſich

das nach den Vorkommniſſen der geſtrigen Nachmittagsſtunden
gründlich geändert. Auch diejenigen aus dem Publikum, die

noch h der dürften nun egerechte niemals ſo durchgekämwerden darf. v 4Geſtern nachmittag verſammelten fich größere Menſchen
maſſen in der unteren Leipzigerſtraße, vor allem vor Café
Zorn und vor dem Promenadencafe. Es waren ſtreikende
Kellner, die verſuchten, die Gäſte der Cafés vor dem Betreten
der Gaſtſtätten abzuhalten. Natürlich wurden Flughlätter ver
teilt, und einige ißſporne laſen den Jnhalt der Menſchen
menge vor. Die Schutzpolizei gab ſich redliche Mühe, den Ver
kehr aufrechtzuerhalten, aber immer wieder ſtauten ſich die
Maſſen und riefen dadurch ein Gedränge hervor, das die an ſich
um dieſe Zeit ſtark belebte Leipzigerſtraße vollſtändig ſperrten.
Die Erregung war nahe am Siedepunkt. Auch andere Lokale
melden dieſen Terror, der nicht dazu angetan iſt, Sympathien
für die Kellner zu wecken.

Die Stadtverordnetenver ſammlung am geſtrigen Montag
follte ſich mit dem Streit im Gaſtwirtsgewerbe befaſſen. Es
war von der Angeſtelltenorganiſation ein diesbezüglicher Antrag
eingebracht worden, doch lehnte die Mehrheit des Hauſes Ein
miſchung in den Streit ab. Daraufhin erhoben ſich auf der
Galerie einige zuhörende Kellner, beſchimpften die Verſamm-
lung und gingen fort. Auch wir ſtehen auf dem Standpunkt,
daß es nicht Sache der Stadtväter ſein kann, in den wirt-
ſchaftlichen Kampf einer Angeſtelltenorganiſation einzugreifen.
Jrgend eine Stellungnahme des Hauſes hätte die Sache der
Kellner doch nicht weitergebracht, höchſtens die alles an ſich
reißenden Kommuniſten mit Dauerreden des Herrn Günther
auf den Plan gerufen. Und was das für eine Wirkung hat,
werden die Kellner doch ſelber wiſſen. Sie ſollen Ruhe und
Beſonnenheit wahren und ſich durch die Länge des Streits
nicht nervös machen laſſen. Jhrer Sache dienen ſie durch Vor
fälle wie die geſtrigen keineswegs. Denn ſie wollen doch das
Publikum als „Mitkämpfer“ gewinnen. Alſo

Da weite Kreiſe über den Kampf im Gaſtwirtsgewerbe
nicht unbeeinflußt orientiert ſind, haben wir uns bemüht, die
Entſcheidung des Regierungspräſidenten als Demobilmachungs-
kommiſſar zu erhalten, welche die Sachlage einigermaßen klärt.
Sie lautet:

Der Regierungspräſident Merſeburg, 7. Juli 1922.
als Demobilmachungskommiſſar.
D. M. 1279,22.

Entſcheidung.
Der Antrag auf Verbindlicherklärung des vom Schlich-

wungsausſchuß Halle am 29. Juli gefällten Schiedsſpruchs
betr. Gehalis- und Arbeitsbedingungen der Angeſtellten im
Gaſtwirtsgewerbe wird abgelehnt.

Gründe.
Der Schlichtungsausſchuß hat es im vorbezeichneten Schieds

ſpruch abgelehnt, daß das Bedienungsgeld in der Art geregelt
wird, daß es neben den Verkaufspreiſen für Speiſen und Ge
tränke von den Gäſten beſonders erhoben wird.

Die Angeſtellten haben ſich dem Schiedsſpruch unter-
worfen und ſeine Verbindlicherklärung beantragt; die Arbeit-
geber haben dieſem Antrage widerſprochen.

Der Verſuch, durch eine Verhandlung mit Arbeitgebern
und Arbeitnehmern vor dem Demobilmachungskommiſſar eine
Einigung herbeizuführen, iſt fehlgeſchlagen. Die Arbeitgeber
verblieben bei ihrer Forderung, das Bedienungsgeld neben den
Preiſen für Speiſen und Getränke von den Gäſten durch die
Angeſtellten beſonders zu erheben und vertraten die Auffaſſung,
daß ein Schiedsſpruch überhaupt nicht hätte
dürfen, da es ſich nicht um eine Aenderung der bisherigen
Arbeits und Gehaltsbedingungen handle. Die Angeſtellten er
kannten dieſe Auffaſſung nicht an und beſtanden auf Ablehnung
der Arbeitgeber-Forderung bezw. auf dem Antrage auf Verbind-
licherklärung des Schiedsſpruchs vom 29. Juni d. Js.

Die Auffaſſung der Arbeitgeber erſcheint zutreffend.
Die Gaſtwirtsangeſtellten waren ſchon bisher in Halle nicht

gegen feſten Lohn angeſtellt, ſondern erhielten auf Grund tarif-
licher Abmachung einen beſtimmten Hundertſatz vom Umſatz
unter Gewährleiſtung eines Mindeſteinkommens. An dieſer
Grundlage der Entlohnung wird durch Einführung des ſo-
genannten Bedienungsgeldes, das neben den Preiſen für Speiſen
und Getränke beſonders erhoben wird, nichts weſentliches ge-
ändert. Ob der Gaſt zu dem Preiſe der von ihm verzehrten
Speiſen und Getränke ein beſonders von den Arheitgebern in
deutlich erkennbarer Form überall bekanntgegebenes Be
dienungsgeld zahlt oder ob ihm der den Arbeitrehmern zu
ſtehende Zuſchlag zu den Preiſen in letztere hineingerechnet
wird, ſo daß der Zuſchlag alſo äußerlich nicht in Erſcheinung
tritt, berührt die Lohnverhältniſſe und Arbeits bedingungen der
Angeſtellten nicht derart, daß der Uebergang von der einen zur
anderen Form als Aenderung der Arbeitsbedingungen ſich dar-
ſtellt, über die im Streitfalle der Schlichtungsausſchuß nach der
Verordnung vom 23. Dezember 1918 zu entſcheiden hätte.

Wenn der Schlichtungsausſchuß trotzdem einen Schieds-
ſpruch gefällt hat, ſo kann dieſer jedenfalls nicht für verbindlich
erklärt werden.

Abgeſehen hiervon mußte aber die Verbindlicherklärung auch
deshalb abgelehnt werden, weil weder überzeugend dargerzan iſt,
vaß die im Schiedsſpruch getroffene Entſcheidung zweifellos der
Billigkeit entſpricht, noch anerkannt werden kann, daß ein ſtaat
liches Eingreifen zur Aufrechterhaltung des Wirtſchaftsbetriebes
unerläßlich iſt und zugleich den gewünſchten Erfolg verſpricht.
Es iſt nicht erkennnbar, daß und inwieweit die berechtigten wirt-
ſchaftlichen Jntereſſen der Angeſtellten durch die von den Arbeit-
gebern beſchloſſene Einführung eines ſogenannten Bedienungs-
geldes geſchädigt werden, daß alſo durch den dieſes Bedienungs
geld ablehnenden Schiedsſpruch ſolche Schädigungen vermieden
werden. Eine Gefährdung des Wirtſchaftslebens kommt eben-
falls nicht in Frage nach der Art der beteiligten Betriebe, zu
mal da nach Angabe der Angeſtellten eine Anzahl der bve-
teiligten Arbeitgeber das Bedienungsgeld nicht eingeführt hat,
ihre Betriebe alſo mit den Angeſtellten unter den bisherigen Be
dingungen weiterführt; außerdem würde auch ein ſtaatliches
Eingreifen durch Verbindlicherklärung des Schiedsſpruchs kaum
den gewünſchten Erfolg haben, nachdem in dem größeren Teileder Halliſchen Betriebe die Angeſtellten, die das Bedienungsgeld

nicht anerkennen, entweder entlaſſen worden ſind oder die Arbeit
eingeſtellt haben, ohne daß die Durchführung des Schlichtungr-
verfahrens abgewartet worden iſt.

Grundſätzlich erſcheint es zweckmäßig, die Angelegenheit be-
treffs Einführung eines Bedienungsgeldes einheitlich für das
ganze Reich zu regeln.

Jn Vertretung: (folgt Unterſchrift).
Es iſt zu erwarten, daß nach dieſer Entſcheidung die Kellner

die Arbeit wieder aufnehmen.

Aus Mitteloerrtſehlano
Sranzöſiſche Landsknechte

Eiſenach, 8. Juli.
Bei dem Rücktransport franzöſiſcher Truppen aus Ober-

ſchleſien nach Frankreich wurde aus einem Militärzug bei
Hörſchel mehrfach ſcharf geſchoſſen, vermutlich von
ſog. Alpenjägern. Landleute, die auf der Wieſe am Werra-
ufer tätig waren, hörten das Pfeifen der Geſchoſſe deutlich.
Glücklicherweiſe haben ſich keine Unfälle ereignet. Die Be
hörden haben bereits Anzeige an maßgebender Stelle erſtattet.

Der Sremdenlegion entronnen
tk. Sachſenburg (Kr. Eckartsberga), 8. Juli.

Wie raffiniert die Werber der franzöſiſchen Fremdenlegion
arbeiten, zeigt das Erlebnis zweier junger Leute von hier. Richard
Becker (18 Jahre) und Karl Dienemann (20 Jahre) waren am
Sonntag nach Erfurt gefahren. Am Abend machten ſie einen
Spaziergang nach dem „Steiger“. Auf der Landſtraße dorthin
ſahen ſie einen fein gekleideten Herrn, dem offenbar unwohl war.
Er wankte und drohte umzufallen, worauf die beiden ihm hilfs-
bereit zur Seite ſprangen. Währenddem kam „zufälligerweiſe“
ein Kraftwagen, worin nur der Chauffeur ſaß. Er hielt an und
erkundigte ſich teilnahmsvoll, was mit dem Herrn los ſei und wo
er hin wolle. Selbſtverſtändlich fuhr das Auto gerade dorthin,
wo der Herr wohnte. Der Chauffeur bat daher die beiden, dem
Herrn ins Auto zu helfen. Und vom Betreten des Wagens an
wiſſen ſie nichts mehr. Als ſie am anderen Morgen zu ſich kamen,
hieit der Kraftwagen vor einer großen Stadt. Da der Chauffeur
wieder allein war, ergriffen die jungen Leute die Flucht. Bald er-
fuhren ſie zu ihrem nicht geringen Erſtaunen, daß ſie ſich in
Frankfurt a. M. befanden. Glücklicherweiſe hatten ſie noch ſoviel
Geld bei ſich, daß ſie zurückfahren konnten.

Magdeburg, 9. Juli. (Neber die Ausſchreitun
gen) in Sommerſchenburg liegt noch immer kein amtlicher Be-
richt vor. Der ſchwer mißhandelte Verwalter v. Roſenberg iſt
mit ſeiner Familie nach Magdeburg in Sicherheit gebracht
worden. Die Landarbeiter hatten auf dieſem Rittergute ver-
langt, daß ihnen ein höheres Deputat an Land zugeteilt würde,
was aber abgelehnt war, daher die Erregung gegen Roſenberg.
Zur Zeit iſt Ruhe eingetreten.

d. Halberſtadt, 9. Juli. (Jn den Tod gefahren.) Der
Geſchirrführer Borowski von der Guksverwaltung Stern und
Siechenhof wollte geſtern unter einer halb geöffeten Schranke
durchfahren. Die Schranke, die für den Perſonenverkehr halb ge-
öffnet war, hinderte den Wagen aber an der glatten Durchfahrt.
Durch dieſe Verzögerung bemerkte Borowski nicht den heran-
brauſenden Güterzug. Das Fuhrwerk wurde von der Maſchine
erfaßt und zertrümmert. Während die Maultiere unverſehrt
blieben, wurde der Wagenführer totgequetſcht.

St. Andreasberg, 6. Juli. (Die Not der Zeitungen.)
Durch die wirtſchaftliche Notlage der Preſſe ſieht ſich der „An
zeiger für St. Andreasberg und Umgebung“ gezwungen, vom1. Sen ad ſtatt dreimal nur noch zweimal in der Woche zu

Weimar, 8. Juli. (Verhaftung.) Das Preſſeamt
teilt mit: „Am 6. Juli 1922 iſt in Weimar der

Graf von Schlitz genannt von Görtz und von
verhaftet worden. Es wird ihm zur Laſt gelegt,

aegen S. b Ziffer 1 der Verordnung zum

Schutze der Republik vom 26. Juni 1922 inſofern ſchuldig ge
macht zu haben, als er öffentlich vor Zeugen die Er
mordung eines Mitgliedes der jetzigen Reichsregierung und
die Ermordung eines Mitgliedes einer republikaniſchen Landes-
regierung gebilligt hat.“

tzk. Weimar, 8. Juli. (Neuordnung der Gewerbe-
inſpektionen.) Statt der jetzt in Thüringen vorhandenen
ſechs Gewerbeinſpektionen Meiningen, Gotha, Arnſtadt, Gera,
Weimar und Altenburg ſollen fortan nur noch fünf beſtehen
bleiben, und zwar wird beabſichtigt, die Gewerbeinſpektion Alten-
burg, die jetzt mit dem Bergamt vereinigt iſt, mit Gera zu ver-
einigen, ſowie die Gewerbeinſpektion Arnſtadt nach Saalfeld zu
verlegen. Die Regierung beabſichtigt, dieſe Neuordnung im Ver
ordnungswege durchzuführen.

tk. Hof a. Saale, 8. Juli. Brand im Depothaus der
„Dapol“-Geſellſchaft.) Jm Benzinlager der Deutſch
Amerikaniſchen Petroleum-Geſellſchaft, das an der Bahnlinie Hof-
Moſchendorf liegt, brach dadurch Feuer aus, daß der mit Abfüllen
von 20 000 Kilogramm Benzin beſchäftigt geweſene Kaufmann
Willi Sommer zum Ableſen einer Behälternummer ein Streich-
holz entzündete. Durch die entſtandene Exploſion wurde der
Kaufmann Georg Künzel an beiden Armen und im Geſicht nicht
unerheblich verletzt. Auch Sommer erlitt Verletzungen. Ver-
brannt ſind etwa 1100 Kilogramm Benzin im Werte von 75 000
Mark. Auch die Eiſenhütte wurde durch die Exploſion ſtark be
ſchädigt. Der Bahnbetrieb war auf dieſer Strecke der Exploſions-
gefahr wegen auf kurze Zeit eingeſtellt.

Kamenz, 9. Juli. (Ein ſchweres Unwetter) hathier gewütet. Nach einem ſchwülen Tage gingen über der
Stadt Gewitter nieder in deren Gefolge Hagelwetter auf-
traten, die ungeheuren Schaden angerichtet haben. Jn einer
ganzen Anzahl Häuſer ſind von den Hagelſtücken Fenſter-
ſcheiben zertrümmert, in Gärten und Straßen große Mengen
Obſt und Zweige von den Bäumen und Sträuchern geſchlagen
worden. Beſonders groß iſt der Schaden in den Gärtnereien.
Zum Glück dauerte der Hagelſchlag, bei dem Eisſtücke bis zu

j-Größe niedergingen, nur wenige Minuten.

VolkKswirtschaft
Eine neue Kaligewerkſchaft. Bei Gardelegen wurde bei

Bohrarbeiten eine mächtige Kaliader angebohrt. Ein Kon-
ſortium, darunter die Stadt Gardelegen und verſchiedene Jn-
duſtrielle, bereiten die Gründung einer neuen Kaligewertkſchaft
zwecks Anlegung eines Kaliſchachts unweit der Jſenſchnippe vor.

Schleewerke, A.G. in Birkwitz. Die Generalverſammlung
genehmigte die Kapitalsverdoppelung auf 6 Mill. M.
Die ab 1. Januar dividendenberechtigten Aktien werden vom
Chemnitzer Bankverein zu 130 Prozent übernommen und den
Aktionären im Verhältnis von 1:1 zu 135 Prozent angeboten.

Die Kunſtanſtalt B. Groß in Leipzig beantragt Kapitals-
erhöhung um 1,75 Mill. M. Stamm- und 150 000 M. Vor
zugsaktien, dividendeberechtigt ab 1. Januar 1922 auf 8,00 Mill.
Mark. Die neuen Stammaktien werden den Aktionären im Ver
hältnis 5 zu 8 zu 200 Proz. angeboten. Der Geſchäftsgang ſei
im erſten Halbjahr zufriedenſtellend geweſen bei geſteigerten Um
ſätzen, ſo daß mit einem befriedigenden Ergebnis zu rechnen ſei.
(Letzte Ausſchüttung 15 Prozent.)

Karl Schmidt, A.G. (Eiſenmöbel), Böhlitz-Ehrenberg ge
nehmigte 1234 (10) Proz. Dividende und die Kapitals-
erhöhung auf 5 Mill. M. durch 2 Mill. M. Stamm und

Hühnere

gefällt werden

S
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500 000 M. Vorzugsaktien. Die Begebungsmodalitäten blekben
der Verwaltung überlaſſen. Der Geſchäftsgang ſei befriedigend.

w. Ein großer holländiſcher Konkurs. Wie „Algemeen
Handelsblad“ meldet, wurde über die große holländiſche Auto
mobil- und Flugfabrik Trompenburg der Kon
kurs erklärt.

Berliner ProduktenmarkKtpreise,
Berlin, 10. Jul.

Amtliche Notierungen für 1 Zentner ab Station
Weizen, märk. 1150--1175, westpr. meckl.
Roggen, märk. 885--900, pomm. schles.Wintergerste Sommergerste 960 985.
Hafer. märk. 935--955, pomm.
Mais, La Plata, Febr. ab Hamburg, 870 -890, ohne Prov.- An
Weizenmehl 3200, feinstes höher. Roggenmehbl 2100--2325, (2 2.).
Weizenkleie 700, Roggenkleie 700.
Raps 1700--1800, Leinsaat 1750--1800.

Victoriaerbsen 1150--1200 Lupinen, blaue 640 660
Kleine Speiseerbsen 1025--1075 upinen. gelbe 590 1000
Futtererbsen 950 975 Serradella, neue S
Peluschken 950-975 Rapskuchen 750 78Ackerbohnen 950 975 Leinkuchen 1040--1076
Wicken S Trockenschnitzel 620 640Zuckerschnitzel Torfmelasse
Wichtamtliehe Raubfutter-Notierungen. Großhandelspreise.
Weizen- und Roggenstroh drahtgepreßt 180--190.
Haferstroh drahtgeprebt 180--190. Stroh seilgebündelt
Langstroh seilgebündelt, 180--190.
Wiesenheu, gut, gesund, trocken 355--400. desgl. neues

gesund, trocken 310--350, neues Kleeheu
Berliner Metallnotierungen.

Berlin. 10. Juli. Preise für 100 kg in Mark.
Raffinade- Kupfer 99--99.3 o Zinn (Banea-Straits-AustraD

14600, 14800 35500/36000
Orig.-Hütt.-Weichblei 5800 6000
Orig.-Hütten-Rohzink

im freien Verkeh 6500 6400
Remelted-Platt.-Zink 5400,5500
Orig.-Hütten Alumin. 98-9900

(in gekerbten Berg
kür 1 kg

5 Elektrolytkupfer p. 100 kg 17368
Orig.-Hütten-Alumin. in W alz-

21650

Original-Hütten-Rohzink
ab obersechl. Hütte

draht od. Drahtb.) (Preis des Zinkhüttenverb.)
Devisen-Votierungen Berlin, 10. Juli.

Geld Brief Geld BriefAmstd.-Rottd. 204744.5 20525.582 New-Vork 527,83 529.,17
Buenos Aires 190.25 190.75 aris
Bulgarien 328,55 329,45 Schweiz
Brüss. Antwerp. T Spanien 27 2Christiania 851405 8535.95 Oesterr. abgest. 218 2,22
Kopenhagen 11460.65 11489.35 Prag 1084.63 1087.40
Stockholm 13652.90 13666.95 Budapest 42,44 42,56
Helsingfors 1135.,55 1138,45 Poln. Mark 9,95
Italien o Qpan (1 Jen) rLondon 2347,05 2392,95 Rio dedJan. (Millr.)

Leipziger Wotfernungen Leipzig. 10. Juli.
Chemn. Bankv. 15e 2658, Oelsnitz. Kuxe 2000.
Leipziger Hyp. Pittler 30 1095.,Bank l. S 156. Prehl. Brk. A.-G. 210 SThüringer Gas 12,5 415. St. A. Lit. B. 1050 S
Gröllw. Papier 15 980, C. 7Glauz, Zucker 35 1505.- Riebeckbier 18 562.-
Gr. Leipziger do. Vorz.- Akt. 6 125,Halle Zucker 38 960., Rositz. Zucker 25 1050,Portland-Zement RudelsburgerHugo Schneider 30 770, Zement 20 vKörbisdorfer Sachsenwerk 20 600,Sonderm.-stier 15

Stöhr Co. 40 2195.
Zimmerm. Halle 15 480.

Zucker 10Leipz. Kamm-
garnspinnerei 50 800.

Leipz. Mal 10 1075. Zimnmerm. Chemn. 12 520,
Mansfeld, Kuxe 100

Berliner Börse
Industrie-Aktien: Kyhausernütte 629.Akt. f. Anilin 774, Lahmeyer u, Co. 20,Alexanderwerk 520. Lauchhammer 940.Allgem. Elektr.-Ges. 951 Laurahütte 2225,Ammendorfer Papierf. 1600, Leipz. Pian Zimmermann 862
Anhalter Kohlenwerke 1640, Leipziger Werkzeug 1085,Annaburger Steinguout 8075, Leopoldsgrube 780,
Augsburg-Nürnb. Masch. 1185, Leopoldshall chem. Fabr.
Badische Anilin 880. Lingel Schuhfabr. 575Baroper Walzwerk 1120. Linke Hoffmann 920.Bergmann Elekt. Akt. 680, Luther Maschinen 1100
Berger Tiefbau 71 Lothringer Hütte 1060Berlin-Anhalt. Masch. 680 Ludwig Loewe u. Co. 1200.Berlin-Gub. Hutfabrik 1850, Magdeb Allg. Gas-Ges. 390
Berl. Masch.-Bau 1150, Magdeburger Bergwerk
Bismarckhütte z Magdeburger Mühlen 899,Bing. Werke 619, Mannesmannröhren 1260,Braunk.- u. Brik.-Ind. 1140, Maschinenfabr. Buckan 3800
Breslauer Sprit Maschinenfabr. Kappel] 1410.BRuderus Bisenwerke 945. Mech. Sorau 1690,Bochumer Gubstah! 1394, Mehltener Tüllfabrik 763.
Chem. Fabrik Buekan 1950, Oberseh]l. Bisenb. Bed. 988,
Chem. Griesheim 910, Oberschl. Caro Heg. 771,CGhem. v. Heyden 840 e Oberseehi. Kokswerke irab,
Concordia Bergbau Orenstein u Koppel 1240,Consolidation Schalke 7- Phönix-Berghb. 1450,Cröllwitzer Papierfabr. Plauener Gardinen 1475,Daimier-Motoren 504, Plauener Tüll 780,Dessauer Gas 641, Pintsch A. 1986.Deutsche Kabelwerke 695 Rauchwaren Walter 1300,
Deutseh-Luxemb. Bergw. 1300, Rhein. Metallwaren
Dentsche Erdol 2728 Rhein Stahlwerke 1340.Deutsche GuBstahl Riebeck. Montan 18 0.Deutsche Kali 2050, Rombacher Hütten 688.Deutsche Watf. n. Mun. 1675, Bositzer Braunk. Iust,Donnersm arkhütte 1950, Rositzer Zucker 960
Dürkoppowerke 725, Sachsenwerk 625,Dynamit Nobel Sangerhänuser Maseh. iarö.Eilenburger Kattun 2425 Sauerbrey Maschinen 940,
Eintracht Braunkohlen 1650, Schneider Hugo n. Co. 820Elberfelder Farben 800, Schönebeck Metall 1425.Engelhard Brauerei 690, Schubert Salzer 1440,Felſten u. Guilieanme 950, Sehuckert Co. 786Friedrichehall Kali Schulz jun. Fritz 1240,Fröbeln Zucker 1350, Siemens Halske 1300,Gasmotoren Deutz 849, Stahl Nölke 3140,Gebhardt u. Co. 739, Stettiner Chamotte 1250,CGeieweid. Visen Stettiner Vulkan 1640.Gelsenkireh. Berghb. 1076. Stöhr Kammgarn 2090,
Glauziger Zuekertbr. 1560, Stollberger Zinkh. 1380,
Th. Goldschmidt 320, Terra*, Samen-A.-G. 1095Görlitzer Waggon 815. Fhaie Bisenhütte
Gothaer Waggon 1559, Thür. Bleiweißfabrik 1450.
HAallesche Maseh.-Vabr. 2200, hür. Salinen 605.
Hann. IMasch. 3300, Tittel Krüger 1490.,Hann. Waggon 800, Triptis Porzellan 1060.Harpener Berg 2300 Tällfabrik Flöha 989,Hartmann Maschinen 900. Türkische Tabakregie
Hasper Eisen er. Köln-Rottwei ler 1006,Hirseh Kupfer 8 Ver. Glanzstotf Biberf. 2072,Höchster Varbw. 798 Ver. Gothaniawerke 750,HRossch Risen u. Stahl 1412. Ver. Thür. Metall 1569,Hohenlohe- Werke 870. Vogtl. Maschinen 630,Humbolſdt-Maseh. 717.- Wandererwerke 1700,L. Hupfeld Co. 725 Wegelin u. Rühbner 800.
Ilse-Bergbau 1800, Wernshaus. Kammgarn 1340,
J. A. John Werseh.- Weissent. Brk.Kahla- Porzellan 1600, Westeregeln-Alkali 1560.Kaliw. Aschersleben 1200 Wissner Metall 1750,Kirchner Co. 1350, Wittener GuBstahlKöänigsborn Bergw. 2140. rede-Mälzerei
Königaell Porz. 1595, Zeitzer Maseb. 2350,Körbisd. Zucker- Akt. 680, ellstoff Waldhbot 796.
Gebr. KXörting 1200. mermann- W. 810,Kruschwitzer Zueker 860 Otavi-Minen ind

n

Druck und Verlag von Otto Thiele. Verantwortlich für Polli: Eruſi
Meſſerſchmidt; für volkswirtſchaftlichen Teil und für Mitteldeutſch
land: Hermann Huthz; für Kommunalpolitik, Halle, Kunſt, Wiſſen
ſchaft, Unterhaltung und Sport: Hans Heiling. Für Anzeigen

Paul Kerſten, ſämtlich in Halle.
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